
Kleine Anfrage

Das Engagement der Regierung bei Volksabstimmungen

Frage von Landtagsabgeordneter Thomas Rehak

Antwort von Regierungschef Daniel Risch

Frage vom 10. April 2024
Während den letzten Wochen fanden mit den Volksabstimmungen zur Photovoltaikpflicht, den 

Gebäuderichtlinien, dem eGD sowie der Volkswahl der Regierung verschiedene Volksabstimmungen statt. Bei 

allen diesen Abstimmungen hat sich die Regierung aktiv im Abstimmungskampf mit Postwurfsendungen sowie 

Internet- und Sozial-Media-Werbung und Inseraten in Printprodukten engagiert.

* Wie hoch waren die Staatsausgaben beziehungsweise die Kosten für den Steuerzahler in Bezug auf die 

Massnahmen für die Abstimmungskampagnen (Postwurfsendungen, Internet- und Sozial-Media-Werbung, 

Inserate) für die im Januar und Februar stattgefundenen Volksabstimmungen, dies ohne Kosten für 

Produktion der TV-Sendung für den Landeskanal)?

* Über welche Konten wurden diese Ausgaben verbucht?

* An welche Unternehmen wurden für welche Dienstleistungen Aufträge vergeben, aufgeschlüsselt nach 

Volksabstimmung?

* An welche Regelungen, Vorgaben und Einschränkungen in Bezug auf die Kommunikation zum Inhalt einer 

Abstimmungsvorlage im Vorfeld einer Volksabstimmung hat sich der Schweizer Bundesrat zu halten und ist 

es dem Schweizer Bundesrat gestattet, mit Steuergeldern Abstimmungskampagnen durchzuführen?

* In welchen Gesetzen in der Schweiz ist dies geregelt?

Antwort vom 12. April 2024
Wie bereits in verschiedenen Kleinen Anfragen in der Vergangenheit ausgeführt, stützt sich die Information der 

Bevölkerung durch die Regierung im Vorfeld zu einer Volksabstimmung auf die Vorgaben des 

Informationsgesetzes und der Informationsverordnung betreffend die Informationspflicht der Behörden  im 

Allgemeinen und die Information vor Abstimmungen im Besonderen.
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Gemäss Art. 15 i.V.m. Art 3 Informationsgesetz informiert die Regierung im Vorfeld von Abstimmungen auf 

Landesebene unter Berücksichtigung der Grundsätze der Rechtzeitigkeit, der Vollständigkeit, der 

Sachgerechtheit, der Klarheit, der Kontinuität, der Ausgewogenheit und der Vertrauensbildung barrierefrei. Sie 

nimmt aus ihrer Sicht Stellung zu den Vorlagen und kann Abstimmungsempfehlungen abgeben.

In der gemäss Art. 15 Abs. 3 in jedem Fall auszuarbeitenden Abstimmungsbroschüre ist Befürwortern und 

Gegnern der Vorlage angemessen Platz für eine Stellungnahme einzuräumen.

Wie die Formulierung "in jedem Fall auszuarbeitende[n] Abstimmungsbroschüre" des zitierten Artikels zeigt, 

kann die Regierung aber die Öffentlichkeit auch darüber hinaus mit Informationen versorgen. Und zwar gestützt 

auf Art. 3 Informationsgesetz, wonach die Behörden im Rahmen ihrer gesetzlichen Vorschriften über ihre 

Tätigkeit und Absichten, über Massnahmen und Beschlüsse sowie über deren Hintergründe und 

Zusammenhänge zu informieren haben. Generell ist gemäss Art. 3 Abs. 3 Informationsgesetz staatliches 

Handeln offenzulegen. Dies kann nach Art. 13 Informationsgesetz in der Form von Medienmitteilungen, über 

gedruckte und elektronische Medien, über den Landeskanal oder auch über eigenen Publikationen erfolgen. Die 

Behörden entscheiden gemäss Art. 14 Abs. 2 des zitierten Gesetzes im Einzelfall über die geeignete Form der 

Information.

Zu Frage 1:

Die Herstellungskosten der Abstimmungsbroschüre beliefen sich beispielsweise bei der Volksabstimmung zum 

Einbezug des Volkes bei der Bestellung der Regierung auf ca. CHF 4'000. Die Portokosten (die von den 

Gemeinden getragen werden) können nicht separat ausgewiesen werden, da der Versand zusammen mit den 

weiteren Abstimmungsunterlagen erfolgt. Gleiches gilt für die Unterlagen im Zusammenhang mit den anderen 

drei in der Anfrage erwähnten Abstimmungen.

Die Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit der Volksabstimmung vom 21. Januar 2024 über 

die Abänderung des Baugesetzes (BAUG) und des Energieeffizienzgesetzes (EEG) (Umsetzung Motionen zur 

Photovoltaik-Pflicht) sowie die Abänderung des Baugesetzes (BAUG), des Energieeffizienzgesetzes (EEG) und 

des Energieausweisgesetzes (ENAG) (Umsetzung Gebäuderichtlinie II und MuKEn 2014) beliefen sind für die 

beiden Abstimmungen auf CHF 52'900, das heisst pro Abstimmung auf CHF 26'450. Die Kosten stellen sich wie 

folgt zusammen:

* Inserate (Vaduzer Medienhaus): rund CHF 6'300

* Broschüre Postwurfsendung (Gutenberg): rund CHF 7'000

* Gestaltung/Sozial Media/Beratung (Kontakt Komponisten GmbH): rund CHF 39'600
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Die Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit der Abstimmung über die Initiative zum Einbezug 

des Volkes bei der Bestellung der Regierung beliefen sich gemäss Offerten (es sind noch nicht alle Rechnungen 

eingegangen) insgesamt auf rund CHF 13'500. Die Kosten stellen sich wie folgt zusammen:

* Druck (BVD Druck+Verlag AG): rund CHF 5'000

* Versand der Postwurfsendung (Post AG): rund CHF 4'300

* Gestaltung (Büro für Gebrauchsgrafik AG): rund CHF 2'700

* Korrektorat (Heribert Beck): rund CHF 950

* Schaltkosten Werbung Meta (über Büro für Gebrauchsgrafik AG abgerechnet) ca. CHF 150

* li Bannerwerbung: ca. CHF 1'000

Die Kosten für die Inserat zur eGD-Initiative beliefen sich insgesamt auf rund CHF 24'000. Die Kosten stellen 

sich wie folgt zusammen: 

* Konzept und Gestaltung (Dachcom AG): rund CHF 20'500

* Schaltkosten Google, Facebook und Instagram (über Dachcom AG abgerechnet) rund CHF 2'300

* Bannerwerbung (Medienhaus AG): rund CHF 1'000

Zu Frage 2:

Die Kosten wurden über das Konto Experten, Gutachten, Öffentlichkeitsarbeit der Regierung abgewickelt.

Zu Frage 3:

Siehe Antworten zu Frage 1.

Zu Frage 4 und 5:

Gemäss Art. 10a des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte (BPR; SR 161.1) 

informiert der Bundesrat die Stimmberechtigten kontinuierlich über die eidgenössischen Vorlagen. Er beachtet 

dabei die Grundsätze über die Vollständigkeit, der Sachlichkeit der Transparenz und der Verhältnismässigkeit. Er 

legt die wichtigsten Positionen im parlamentarischen Entscheidungsprozess vertretenen Positionen dar und 

vertritt keine von der Haltung der Bundesversammlung abweichende Abstimmungsempfehlung.
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